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41  Fahndung nach dem Beschuldigten 
 
(1) 1In den Fällen des § 131 StPO veranlasst der Staatsanwalt die Ausschreibung des Beschuldigten zur 
Festnahme und die Niederlegung eines entsprechenden Suchvermerks im Bundeszentralregister. 2Die 
Ausschreibung ist grundsätzlich auch dann bei der Polizeidienststelle zu veranlassen, die für die 
Dateneingabe in das Informationssystem der Polizei (INPOL) und gegebenenfalls auch in das Schengener 
Informationssystem (SIS) zuständig ist (vgl. auch Nummer 43), wenn der Haftbefehl (Unterbringungsbefehl) 
zur Auslösung einer gezielten Fahndung der für den mutmaßlichen Wohnsitz des Gesuchten zuständigen 
Polizeidienststelle übersandt wird. 3Der für die Dateneingabe zuständigen Polizeidienststelle ist eine 
beglaubigte Abschrift der Haftunterlagen zu übersenden. 4Wenn die überörtliche Ausschreibung aus 
Verhältnismäßigkeitserwägungen nicht in Frage kommt, ist dies gegenüber der zur örtlichen Fahndung 
aufgeforderten Polizeidienststelle zum Ausdruck zu bringen.

(2) 1Bei auslieferungsfähigen Straftaten ist gleichzeitig mit Einleitung der nationalen Fahndung zur 
Festnahme einer Person auch in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, den Schengen-assoziierten 
Staaten1 und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland auf Grundlage des Europäischen 
Haftbefehls zu fahnden, es sei denn, dass eine entsprechende Fahndung unverhältnismäßig ist. 2Eine 
darüber hinausgehende Fahndung, insbesondere in der INTERPOL-Zone 2 (übriges Europa), ist zu prüfen 
(vgl. Nummer 4 Anlage F). 3Erfolgt keine internationale Fahndung zur Festnahme, ist die gesuchte Person 
im SIS zur Aufenthaltsermittlung auszuschreiben (vgl. Anlage F); der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist 
zu berücksichtigen.

(3) 1Erfolgt eine Ausschreibung zur Festnahme nach Absatz 1, ohne dass ein Haft- oder 
Unterbringungsbefehl vorliegt, ist § 131 Absatz 2 Satz 2 StPO zu beachten. 2Nach Erlass des Haft- oder 
Unterbringungsbefehls ist die Ausschreibung entsprechend zu aktualisieren.

(4) 1Ist der Beschuldigte ausländischer Staatsangehöriger und liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass er sich 
im Ausland befindet, so setzt sich der Staatsanwalt, bevor er um Ausschreibung zur Festnahme ersucht, in 
der Regel mit der Ausländerbehörde in Verbindung. 2Besteht ein Aufenthaltsverbot oder sind bei einer 
späteren Abschiebung Schwierigkeiten zu erwarten, prüft der Staatsanwalt bei Straftaten von geringerer 
Bedeutung, ob die Ausschreibung unterbleiben kann.

(5) 1Liegen die Voraussetzungen des § 131 StPO nicht vor, veranlasst der Staatsanwalt die Ausschreibung 
zur Aufenthaltsermittlung (§ 131a StPO) und die Niederlegung eines entsprechenden Suchvermerkes im 
Bundeszentralregister. 2Er veranlasst gegebenenfalls daneben die Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung 
im SIS.

(6) Ist der Beschuldigte im Zusammenhang mit einer Haftverschonung nach § 116 Absatz 1 Satz 2 StPO 
angewiesen worden, den Geltungsbereich der Strafprozessordnung nicht zu verlassen, veranlasst der 
Staatsanwalt die Ausschreibung zur Festnahme im geschützten Grenzfahndungsbestand.

(7) 1Eine Fahndung zur polizeilichen Beobachtung wird unter den Voraussetzungen des § 163e StPO auch 
in Verbindung mit § 463a StPO durchgeführt. 2Liegen die Voraussetzungen vor, kann auch eine 
Ausschreibung im SIS zur verdeckten Kontrolle erfolgen (vgl. Anlage F).

1 [Amtl. Anm.:] Island, Liechtenstein, Norwegen und Schweiz (Stand 1. Dezember 2021).


